
erregend sei auch, daß es in Belgien keine Ge-
setze gebe, die Fremdenhaß und Rassismus ver-
böten. Besonders beängstigend seien in diesem
Zusammenhang die Aktivitäten von rechtsradi-
kalen Parteien und ihre wachsende politische
Bedeutung. Die Ausschußmitglieder monierten
auch die tiefe Kluft zwischen Männern und
Frauen mit Blick auf Beschäftigung und Bezah-
lung: Der Anteil der Frauen, die arbeitslos sind,
liege um 60 vH über dem der Männer, und die
Entlohnung der Frauen betrage nur zwischen 
60 und 80 vH von der der Männer. Belgien 
solle effektive Maßnahmen ergreifen, um der
Benachteiligung der Frau entgegenzuwirken. Der
CESCR empfahl des weiteren, wirksame Schrit-
te zur Bekämpfung von Pädophilie, Kinderpor-
nographie, Kinderprostitution und der Gewalt
gegen Kinder zu unternehmen.
Der eigentlich zur Prüfung anstehende Bericht
Jugoslawiens wurde von den Experten nur kurz
besprochen, da die Regierung keine offiziellen
Vertreter entsandt hatte (zwei Angehörige der
Ständigen Vertretung des Landes in Genf saßen
aber unter den Zuhörern). Die Regierung des
Vertragsstaats soll 2002 einen aktualisierten Be-
richt vorlegen; dieser soll auch die Auswirkun-
gen des Luftkriegs der NATO einbeziehen. Der
CESCR empfahl schon einmal die Einrichtung
einer nationalen Menschenrechtsinstitution und
die Einführung der Menschenrechtserziehung
in das Bildungswesen.
Der Ausschuß begrüßte die Initiative des neuen
Königs von Marokko, Mohammed VI., und sei-
ner Regierung zur weiteren Entwicklung einer
Menschenrechtskultur. Die Experten hoben die
Einrichtung eines Menschenrechtsministeriums,
einer nationalen Menschenrechtsinstitution und
die Absicht, das Büro eines Ombudsman einzu-
richten, positiv hervor. Gleichwohl seien in Ma-
rokko noch viele Mißstände bei der Umsetzung
des Sozialpakts zu beanstanden, besonders hin-
sichtlich der Lage von Frauen und Kindern. Der
Ausschuß monierte auch, daß es noch keine Lö-
sung in der Frage der Selbstbestimmung der
Westsahara gebe. Der Mindestlohn reiche für
einen angemessenen Lebensstandard nicht aus;
für Hausangestellte – oftmals Mädchen, die von
ihren Arbeitgebern mißhandelt und ausgebeu-
tet werden – gebe es keinen rechtlich gesicher-
ten Arbeitsschutz. Besorgniserregend seien die
hohe Armutsrate, die hohe Kindersterblichkeit
und die niedrige Einschulungsquote von nur 47
vH der Kinder. Der CESCR empfahl Marokko,
frauendiskriminierende Gesetze abzuschaffen,
das Arbeitsalter für Kinder von 12 auf 15 Jahre
anzuheben und die exzessive Beschränkung des
Streikrechts aufzuheben. �

Gefahren von Amnestieregelungen

ANJA PAPENFUSS

Menschenrechtsausschuß: 68.-70. Tagung –
Rückzug Trinidad und Tobagos vom Indi-
vidualbeschwerdeverfahren – Zivildienst in
manchen Ländern doppelt so lange wie der
Wehrdienst – Straffreiheit für Schwanger-
schaftsabbruch nach Vergewaltigung gefor-
dert – Polygamie nicht paktkonform

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja Pa-
penfuß, Fingerabdruck und Iriserkennung, VN
6/2000 S. 205ff., fort. Vgl. auch Eckart Klein /
Friederike Brinkmeier, CCPR und EGMR. Der
Menschenrechtsausschuß der Vereinten Natio-
nen und der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte im Vergleich, VN 1/2001 S. 17ff.)

Auf seinen drei Tagungen des Jahres 2000 in
New York und Genf behandelte der Menschen-
rechtsausschuß (CCPR) insgesamt 13 Staaten-
berichte. Dem Ausschuß (Zusammensetzung:
VN 4/2000 S. 160) obliegt die Überwachung
der Einhaltung des 1976 in Kraft getretenen 
Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte (kurz: Zivilpakt) vermittels
dreier Verfahren: des Berichts-, des Individual-
beschwerde- und des Staatenbeschwerdeverfah-
rens. Im Berichtsverfahren überprüfen die 18
unabhängigen Sachverständigen die von den
bislang 148 Staaten (so der Stand Mitte Novem-
ber 2000), die den Zivilpakt ratifiziert haben, er-
stellten Berichte über die rechtlichen und politi-
schen Schritte zur Umsetzung der im Pakt ent-
haltenen Rechte; sie geben dann abschließende
Stellungnahmen dazu ab, ob diese Maßnahmen
ausreichen, um die Verpflichtungen aus dem
Pakt zu erfüllen. Der CCPR tagte vom 13. bis
31. März in New York (68. Tagung) sowie vom
10. bis 28. Juli (69. Tagung) und vom 16. Okto-
ber bis zum 3. November 2000 (70. Tagung) in
Genf.
Seit der 1977 erfolgten Konstituierung des
CCPR wurden bis zum Beginn seiner 70. Ta-
gung unter dem mit dem I. Fakultativprotokoll
zum Pakt geschaffenen Individualbeschwerde-
verfahren in 268 Fällen Vertrags-, also Men-
schenrechtsverletzungen festgestellt; 181 Be-
schwerden waren noch anhängig. 97 Staaten ha-
ben das Fakultativprotokoll ratifiziert; aller-
dings sieht sich der Ausschuß legitimiert, Be-
schwerden auch gegen zwei weitere Staaten zu
behandeln, nämlich gegen die beiden Vertrags-
parteien, die das Protokoll gekündigt haben.
Voraussetzung ist, daß die Beschwerden vor
dem Wirksamwerden der Kündigungen einge-
reicht wurden. Das betrifft Jamaika, das im
Herbst 1997, sowie Trinidad und Tobago, das
Ende März 2000 gekündigt hatte. Beide Kari-
bikstaaten führen gemeinsam mit Uruguay die
Liste der Länder an, die im Individualbeschwer-
deverfahren am häufigsten vom Ausschuß kri-
tisiert wurden. So waren wie 1999 von den
zahlreichen Beschwerden, die der Ausschuß in
nichtöffentlicher Sitzung auf den drei Tagun-
gen behandelte, zahlreiche gegen Jamaika ge-
richtet. Insgesamt war mehr als die Hälfte der
Beschwerden als zulässig erklärt worden. Die
meisten bezogen sich auf die Artikel 7 (Folter-
verbot), 10 (menschenwürdige Behandlung in
der Haft) sowie 14 (faires Gerichtsverfahren)
des Paktes. Gegen Jamaika wurden zwei Be-
schwerden vorgebracht, die unmenschliche Be-
dingungen in der Haft zum Gegenstand hatten.
In einem Fall saß ein zum Tode Verurteilter acht
Jahre lang in Isolationshaft, ein anderer fünf
Jahre. Beiden Beschwerden wurde stattgege-
ben. Zwei Beschwerden gegen die Länge des
Zivildiensts in Frankreich (er ist doppelt so lan-
ge wie der Militärdienst) wurden vom CCPR
abschlägig beurteilt. Im Durchschnitt dauert ein
Beschwerdeverfahren vor dem Ausschuß von

der Einreichung der Beschwerde bis zur Ver-
kündung der Stellungnahme des CCPR zwi-
schen drei und fünf Jahren.
Eine weitere wichtige Aufgabe des Ausschus-
ses ist die Auslegung der im Pakt enthaltenen
Rechte durch die Verabschiedung sogenannter
Allgemeiner Bemerkungen. Diese sollen den
Vertragsstaaten die Umsetzung der Rechte er-
leichtern. 2000 wurde die Allgemeine Bemer-
kung Nr. 29 über den Art. 4 des Zivilpakts dis-
kutiert, jedoch nicht verabschiedet. Der sieht
die Möglichkeit vor, daß ein Vertragsstaat in
Zeiten eines öffentlichen Notstands Maßnah-
men ergreifen kann, die Verpflichtungen aus
dem Pakt außer Kraft setzen können. Die Ex-
perten waren sich einig, daß diese Regel nicht
auf die Art. 6, 7, 8, 11, 15, 16 und 18 angewandt
werden dürfe (was freilich schon im Pakt steht).
Anläßlich der 2001 im südafrikanischen Dur-
ban stattfindenden Konferenz der Vereinten Na-
tionen gegen den Rassismus begann der CCPR
mit dem Entwurf für eine Allgemeine Bemer-
kung zu Rassismus und Ausländerfeindlichkeit.
Die Allgemeine Bemerkung Nr. 28 zu Art. 3
(rechtliche Gleichstellung von Männern und
Frauen) wurde verabschiedet. Bekräftigt wird
beispielsweise das grundlegende Erfordernis der
Nichtdiskriminierung. Darüber hinaus werden
spezifische aktuelle Probleme angesprochen wie
die Notwendigkeit des Schutzes der Frau bei
bewaffneten Konflikten; weiterhin werden die
Staaten etwa dazu angehalten, Informationen
über möglicherweise für Frauen geltende Klei-
dungsvorschriften vorzulegen.
47 Staaten erkennen das Staatenbeschwerde-
verfahren unter Art. 41 des Paktes an (zwei 
von ihnen hatten ihre Anerkennung befristet:
Deutschland bis zum 10. Mai 2001, die Schweiz
bis zum 18. September 2002). Bisher wurde die-
ses Verfahren von den Staaten aber noch nicht
genutzt. 44 Staaten haben sich mit der Ratifizie-
rung des II. Fakultativprotokolls verpflichtet,
die Todesstrafe abzuschaffen.

68. Tagung

Der zweite periodische Bericht der Republik
Kongo wurde mit sechs Jahren Verspätung ein-
gereicht. Er schildert nach Ansicht der Aus-
schußmitglieder lediglich die gesetzgeberischen
Maßnahmen, nicht jedoch die praktische Um-
setzung der im Zivilpakt aufgeführten Rech-
te. Der CCPR würdigte, daß die Regierung in 
Brazzaville schwere Menschenrechtsverletzun-
gen während des Bürgerkriegs seit 1993/94 ein-
gestand. Bestürzt waren die Experten angesichts
der Zahl der außergerichtlichen Hinrichtungen,
der Praxis des Verschwindenlassens von Perso-
nen und der willkürlichen Verhaftungen wäh-
rend der vorangegangen sieben Jahre durch das
Militär, paramilitärische Kräfte und ausländi-
sche Soldaten. All diese schweren Verbrechen
sollten untersucht und die Täter vor Gericht ge-
stellt werden. Gewalt gegen Frauen, besonders
Vergewaltigungen, die in diesem Zeitraum be-
gangen wurden, und die Fortdauer solcher Ver-
brechen beunruhigten die Experten. Die Regie-
rung solle Maßnahmen ergreifen, um Frauen
besser vor Gewaltakten zu schützen. Im näch-
sten Bericht sollten mehr Zahlen und Fakten
über den Status der Frau in der Gesellschaft 
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vorgelegt werden. Um die Unabhängigkeit der
Richter und Gerichte zu gewährleisten, seien
die Richter besser auszubilden und das Beru-
fungsverfahren zu überprüfen.
Großbritannien legte den vierten und fünften
Bericht über die Kanalinseln Jersey und Guern-
sey sowie die in der Irischen See gelegene Insel
Man vor; diese Territorien unterstehen unmit-
telbar der englischen Krone und gehören nicht
zum Vereinigten Königreich Großbritannien und
Nordirland. Der CCPR legte den Behörden der
Inseln nahe, Menschenrechtserziehung in die
Ausbildungspläne der Polizei- und Justizbeam-
ten aufzunehmen. Auch wenn auf Man die Pra-
xis der Prügelstrafe bereits abgeschafft worden
sei, sollte sie auch per Gesetz verboten werden.
Die im dortigen Strafrecht immer noch vorge-
sehenen atavistischen Bestimmungen über die
Blasphemie als Vergehen sollten abgeschafft
werden. Schließlich empfahl der Ausschuß den
Verwaltungsbehörden der Inseln, den Gesetz-
gebungsprozeß zum Verbot jeglicher Rassen-
diskriminierung zum Abschluß zu bringen.
Auch nach der Überprüfung des vierten Be-
richts der Mongolei war den Experten der Sta-
tus des Paktes im nationalen Recht des Landes
nicht klargeworden. Sichergestellt solle wer-
den, daß der Pakt im Falle eines Konflikts über
dem Landesrecht steht. Bezüglich der rechtli-
chen Gleichstellung von Frauen und Männern
seien noch zahlreiche Mißstände zu beklagen,
so Diskriminierungen bei der Beschäftigung in
der Privatwirtschaft, oder die Notwendigkeit,
bei Vergewaltigungen Gewaltanwendung nach-
zuweisen, um eine Bestrafung des Täters zu er-
reichen. Die Experten waren besorgt über das
Ausbleiben von Entschädigungen für Opfer von
Menschenrechtsverletzungen, denen vor Ge-
richt Recht zugesprochen wurde. Hinsichtlich
der Länge und Gründe für die Untersuchungs-
haft seien im Bericht keine Angaben gemacht
worden. Die Mongolei solle umgehend den
Vorschlag, effektive Mechanismen der Über-
wachung in Gefängnissen einzuführen, umset-
zen. Erschüttert waren die Ausschußmitglieder
auch darüber, daß einige Häftlinge im Gefäng-
nis verhungerten. Die Regierung solle die ange-
messene Versorgung der Insassen mit Nahrung
und Medizin sicherstellen und generell die Be-
dingungen in den Haftanstalten verbessern. Der
CCPR legte der Regierung nahe, die Notwen-
digkeit der Todesstrafe zu überdenken.
Mit zehnjähriger Verspätung hatte Guyana sei-
nen zweiten Bericht eingereicht, der sich jedoch
nur auf die Zeit vor 1987 bezog. In dem süd-
amerikanischen Land wird immer noch die To-
desstrafe angewandt. Der Ausschuß bedauerte
es, daß in einigen Fällen auch die Vorgaben für
ein faires Gerichtsverfahren nicht eingehalten
worden seien. Sehr besorgt waren die Experten
angesichts von Meldungen über außergerichtli-
che Tötungen durch die Polizei und die weitver-
breitete Polizeigewalt. Der CCPR empfahl der
Regierung, diese Fälle umgehend zu untersu-
chen und die Bestrafung durch körperliche
Züchtigung ganz abzuschaffen. Diese verstoße
gegen Art. 7 des Paktes. Die Beteiligung von
Frauen am Erwerbs- und öffentlichen Leben sei
in Guyana sehr gering. Obwohl die Verfassung
Männern und Frauen gleiche Rechte garantiere,
würden Frauen in bezug auf Heirat, Scheidung
und Erbschaft rechtlich benachteiligt. Der CCPR

brachte seine tiefe Besorgnis darüber zum Aus-
druck, daß Kinder unter zehn Jahren in Unter-
suchungshaft gehalten werden können. Generell
sei die Situation in Guyanas Gefängnissen sehr
schlecht. Mit ein Grund dafür sei die Überbele-
gung, die wiederum auf die exzessive Anwen-
dung von Haft als Strafe oder als vorbeugende
Maßnahme zurückzuführen ist.

69. Tagung

Die Ausschußmitglieder waren erfreut über den
umfassenden und detaillierten ersten Bericht
Kirgisistans, der die Zeit seit der Unabhängig-
keit 1991 abdeckte. Positiv bewerteten die Ex-
perten die Aufnahme des Paktes in die nationa-
le Gesetzgebung und die Einrichtung einer den
Präsidenten beratenden Menschenrechtskom-
mission sowie eines Parlamentsausschusses für
Menschenrechte. Der CCPR begrüßte das der-
zeitige Moratorium auf die Anwendung der 
Todesstrafe. Dieses solle unbefristet verlängert
werden und die Todesstrafe umgewandelt wer-
den. Der Ausschuß bemängelte die unmenschli-
chen Zustände in den Gefängnissen Kirgisistans
und die Tatsache, daß Angeklagte, jugendliche
Straftäter und Verurteilte in den gleichen Räu-
men untergebracht seien. Auch in Kirgisistan
sind Frauen im öffentlichen Leben wenig ver-
treten. Ihre wirtschaftliche Situation scheine
sich weiter zu verschlechtern, wodurch Frauen-
handel und Gewalt gegen Frauen weiteren Auf-
trieb erhalten hätten. Das in dem Vertragsstaat
vorhandene System der Aufenthaltsberechti-
gungen (Propiska) schränke die Bewegungs-
und Reisefreiheit der Kirgisen paktwidrig ein
und solle abgeschafft werden. Dem Ausschuß
leuchtete auch nicht ein, warum der Zivildienst
doppelt so lang ist wie der Militärdienst und
warum Männer mit Hochschulabschluß kürzere
Dienstzeiten abzuleisten haben als Männer oh-
ne Abschluß.
Die Experten zeigten sich erfreut, daß Irland
in seinem dritten Bericht auf die abschließen-
den Bemerkungen des CCPR zum ersten Be-
richt eingegangen war. Sie begrüßten ebenfalls
die Einrichtung eines interministeriellen Aus-
schusses für Menschenrechte, der alle interna-
tionalen Verpflichtungen in diesem Bereich ko-
ordinieren soll. Der CCPR monierte, daß die für
Beschwerden gegen Polizeibeamte zuständige
Behörde nicht unabhängig ist. Der Sonderstraf-
gerichtshof, dessen Zuständigkeit ausschließ-
lich vom Generalstaatsanwalt festgelegt wird,
solle abgeschafft werden. Die siebentägige Un-
tersuchungshaft, die nach dem Gesetz über Dro-
genhandel zulässig ist, sei mit Art. 9 Abs. 1 des
Zivilpakts nicht vereinbar. Irland solle alle neu-
en Gesetze auf deren Auswirkungen auf Frauen
hin überprüfen (gender-proofing). Die Experten
waren besorgt, daß ein Schwangerschaftsab-
bruch nur im Fall der Gefährdung des Lebens
der Schwangeren gesetzlich zulässig ist, nicht
aber nach einer Vergewaltigung. Irland solle si-
cherstellen, daß Frauen nicht gezwungen sind,
das Kind in einem solchen Fall auszutragen.
Kuwaits erster Bericht an den Ausschuß enthielt
zwar eine Fülle an Gesetzen und Tabellen, of-
fenbarte aber gleichzeitig die großen Mängel bei
der Umsetzung der im Pakt enthaltenen Rechte.
Die Interpretation der grundlegenden Art. 2 und

3 des Paktes durch Kuwait wurde vom Aus-
schuß für rechtlich unwirksam erklärt, da sie der
wesentlichen Verpflichtung des Vertragsstaats
widerspreche. Besonders schwerwiegend waren
die Mängel in der Gewährleistung der Rechte
für Frauen. Die Experten monierten die Exi-
stenz der Polygamie, den Ausschluß der Frauen
vom Wahlrecht sowie die geringe Anzahl an
Frauen in hohen Positionen; in Kuwait gibt es
keine einzige Richterin. Die Regierung wurde
aufgefordert, Frauen die vollen Rechte nach den
Art. 25 und 26 zu gewährleisten. Nicht im Ein-
klang mit dem Pakt seien auch die sehr vage 
definierten Verbrechensarten, die mit dem Tod
bestraft werden. Der CCPR legte Kuwait nahe,
die Todesstrafe abzuschaffen und bis dahin zu-
mindest faire Gerichtsverfahren zu gewährlei-
sten. Die Experten waren besorgt, daß Abtrei-
bung als ein Verbrechen gilt und daß es kei-
nerlei Ausnahmen davon gibt. Der Ausschuß
machte die Regierung darauf aufmerksam, daß
das Schicksal von mindestens 62 Personen, die
1991 unter dem Kriegsrecht verhaftet wurden,
ungewiß geblieben sei. Im nächsten Bericht sol-
le über jeden Fall Aufklärung erfolgen. Der
CCPR akzeptierte die Aussage der Delegation
nicht, daß es in Kuwait keine Minderheiten ge-
be, und forderte die Regierung auf, im nächsten
Bericht dazu Informationen zu liefern. Inakzep-
tabel sei es, Beduinen, die in Kuwait geboren
wurden oder seit mehreren Jahrzehnten dort le-
ben, generell als Illegale zu bezeichnen. Kuwait
solle sicherstellen, daß die Beduinen die glei-
chen Rechte wie die Kuwaiter genießen. Der
Ausschuß war genauso besorgt über das Fehlen
von politischen Parteien wie darüber, daß bei
der Wehrpflicht kein Ersatzdienst zugelassen
ist. Beides solle überprüft werden.
Australien hatte seinen dritten Bericht zehn 
Jahre nach der Frist zusammen mit dem vier-
ten Bericht eingereicht. Der Ausschuß monierte
hauptsächlich die mangelnde Umsetzung des
Zivilpakts im Hinblick auf die Rechte der Ab-
origines. Angesicht des hohen Grades an Armut
und sozialer Ausgrenzung bei dieser Bevölke-
rungsgruppe empfahl der CCPR Australien, die
notwendigen Schritte zu unternehmen, um die
Gebietsansprüche der Ureinwohner wiederher-
zustellen und ihnen damit ihre Lebensgrundlage
wiederzugeben. Der CCPR erkannte zwar die
Bemühungen der Regierung an, die negativen
Folgen der früher verfolgten Politik einer Tren-
nung von Aborigines-Kindern von ihren Fami-
lien wiedergutzumachen. Sie solle diese Be-
mühungen verstärken und den Opfern und ihren
Familien eine angemessene Entschädigung zu-
kommen lassen.

70. Tagung

Trinidad und Tobago hatte ebenfalls seinen
dritten und vierten Bericht zur gleichen Zeit ein-
gereicht. Der CCPR war beunruhigt darüber,
daß das Strafrecht immer noch die Prügelstrafe
und Auspeitschungen für Personen über 18 Jah-
ren zuläßt. Dies seien unmenschliche Arten der
Bestrafung, die im Widerspruch zum Pakt stün-
den und abzuschaffen seien. Überfüllte Gefäng-
nisse mit zehnfacher Überbelegung und Geset-
ze über Diffamierung, die die Kritik an der Re-
gierung oder an Staatsbeamten einschränken
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können, zählten zu den Mängeln, die die Exper-
ten ebenfalls benannten. Der CCPR empfahl
Trinidad und Tobago unter anderem, bei allen
Personen, über die die Todesstrafe verhängt
wird, alle Bedingungen laut Art. 6 des Paktes
einzuhalten. Das Gleichstellungsgesetz aus dem
Jahre 2000 solle dahingehend ergänzt werde,
daß es auch Diskriminierung auf Grund von 
Alter, sexueller Orientierung, Schwangerschaft
oder der Infektion mit HIV/Aids abdeckt.
Der Ausschuß beglückwünschte Dänemark zu
seinem hohen Standard des Menschenrechts-
schutzes und seinen Bemühungen, die Bevölke-
rung in dieser Hinsicht aufzuklären. Auch sei
der hohe Grad an Geschlechtergleichstellung 
in dem Vertragsstaat vorbildlich. Enttäuschend
sei, daß Dänemark bisher seine Vorbehalte zum
Pakt nicht zurückgenommen habe; wenigstens
einige, vorzugsweise aber alle Vorbehalte soll-
ten umgehend zurückgezogen werden. Die Ex-
perten waren besorgt über die exzessive An-
wendung von Einzelhaft und über die Diskrimi-
nierung ethnischer Minderheiten. Dänemark sol-
le die Praxis der Einzelhaft überprüfen; sie sol-
le nur in Ausnahmefällen angewandt werden.
DNA-Tests bei der Einwanderung sollten nur
dann zwingend durchgeführt werden, wenn fa-
miliäre Bindungen nachgewiesen werden sol-
len.
Die peruanische Delegation wies auf die für
April 2001 terminierte Präsidentenwahl hin.
Der Ausschuß brachte seine Hoffnung zum
Ausdruck, daß diese Wahl in einer Atmosphäre
der Transparenz und Freiheit und im Einklang
mit internationalen Standards abgehalten wer-
de. Positiv beurteilten die Experten die Ab-
schaffung der sogenannten gesichtslosen Rich-
ter und die Überleitung der Zuständigkeit bei
Terrorakten von militärische auf zivile Gerich-
te. Peru solle jedoch das Amnestiegesetz von
1995 abschaffen und davon Abstand nehmen,
ein neues zu verabschieden. Amnestiegesetze
tragen nach Ansicht der Ausschußmitglieder
dazu bei, ein Klima der Straflosigkeit zu för-
dern. Die drei Richter, die 1997 vom Kongreß
entlassen worden waren, weil sie eine dritte
Amtsperiode des damaligen Präsidenten Alber-
to Fujimori für verfassungswidrig erklärt hat-
ten, sollten wieder eingesetzt und die Unabhän-
gigkeit der Justiz gewährleistet werden. Besorg-
niserregend seien die Zustände in den Gefäng-
nissen Lurigaucho und Lima sowie die Praxis
der Einzelhaft bis zu einem Jahr. Eine so lan-
ge Einzelhaft beeinträchtige die physische und
mentale Gesundheit der Insassen und sei damit
eine unmenschliche Behandlung. Peru solle die-
se Praxis überprüfen und die Verhältnisse in den
Gefängnissen verbessern. Des weiteren sollten
das Verbot der Abtreibung bei Vergewaltigung
aufgehoben und Maßnahmen gegen unfreiwilli-
ge Sterilisationen ergriffen werden.
Der CCPR begrüßte Schritte Argentiniens, die
nationale Aussöhnung voranzubringen, und in
diesem Zusammenhang besonders die Entschä-
digung von Opfern des Militärregimes. Der
Ausschuß bekräftigte jedoch seine Bedenken
hinsichtlich der Straflosigkeit von Menschen-
rechtsverletzern aus dieser Zeit. Die Experten
zeigten sich besorgt über die anhaltenden An-
schläge gegen Menschenrechtsverteidiger, Rich-
ter und NGO-Vertreter. Argentinien solle so
lange schwere Menschenrechtsverletzungen aus

der Zeit der Militärdiktatur verfolgen und vor
Gericht bringen, wie es notwendig sei. Sicher-
gestellt werden sollte, daß die Täter nicht in der
Armee oder beim Staat eingestellt würden. Ar-
gentinien solle seine Bestimmungen für die Un-
tersuchungshaft in Einklang mit dem Zivilpakt
bringen, in seinen nächsten Bericht etwaige Be-
schwerden über Mißhandlungen durch Gefäng-
nispersonal aufnehmen und das Abtreibungs-
recht so ändern, daß ein Schwangerschafts-
abbruch nach einer Vergewaltigung straffrei
bleibt.
Der CCPR zeigte sich erfreut über die positive
Entwicklung zu einem Mehrparteiensystem in
Gabun. Begrüßenswert sei auch, daß der Pakt
vor Gericht angerufen werden kann und daß die

Polizei nicht mehr dem Militär, sondern dem In-
nenministerium unterstellt ist. Bedauerlich hin-
gegen sei, daß in Gabun immer noch Polygamie
praktiziert werde und daß Art. 252 seines Bür-
gerlichen Gesetzbuchs den Gehorsam der Ehe-
frau gegenüber dem Ehemann vorschreibt. Bei-
des sei mit dem Gleichheitsgrundsatz des Zi-
vilpakts nicht vereinbar. Frauen benachteili-
gende Gesetze in bezug auf Heirat, Scheidung
und Erbschaft sollten ebenfalls abgeschafft
werden. Gabun solle die notwendigen Vorbe-
reitungen treffen, um dem Fakultativprotokoll
zur Abschaffung der Todesstrafe beizutreten,
und dafür Sorge tragen, daß die Untersuchungs-
haft eine Dauer von 48 Stunden nicht über-
schreitet. �

Vereinte Nationen 3/2001 113

Nicht alle Fragen im Zusammenhang mit dem Fall Srebrenicas, so UN-Generalsekretär Kofi 
Annan im Herbst 1999, könnten durch seinen Bericht an die Generalversammlung (vgl. S. 106 
dieser Ausgabe) beantwortet werden, doch hoffe er, damit einen Beitrag zur historischen Wahr-
heit zu leisten. Geschildert wird der zeitgeschichtliche Hintergrund vom Auseinanderbrechen 
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien an; eingegangen wird dabei auf die krie-
gerischen Auseinandersetzungen in Bosnien-Herzegowina, den Ansatz der ›Schutzzonen‹, die 
Ereignisse in Srebrenica vom Februar bis zum Juli 1995 und auch auf den Fall von Z

�

epa. Die 
Karte aus dem Bericht mit ihrer Ortsangabe der Exekutionsplätze und Massengräber gibt die 
Topographie des Mordens wieder.


